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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
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nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
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Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 278. Sitzung 
am 12. Februar 1965 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgeset- 
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wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909 (Reichs- 
geisetzbl. S. 519), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes vom 
23. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 743), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 werden das Komma und die Worte 
„mit Ausnahme der Rinderpest" gestrichen. 

2. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§ 7 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates, soweit es zum Schutz gegen die Gefahr 
der Einschleppung von übertragbaren Seuchen 
der Haustiere erforderlich ist, 

1. die Einfuhr oder Durchfuhr von lebenden 
und toten Tieren, von tierischen Erzeugnis- 
sen und Rohstoffen sowie von Gegenstän- 
den, die Träger von Ansteckungastoff sein 
können, zu verbieten oder von einer Geneh- 
migung abhängig zu machen; 

2. vorzuschreiben, daß bei der Einfuhr oder 
Durchfuhr von lebenden und toten Tieren, 
von tierischen Erzeugnissen und Rohstoffen 
sowie von Gegenständen, die Träger von 
Ansteckungsstoff isein können, bestimmte 
veterinärpolizeiliche Voraussetzungen erfüllt 
sein müssen; 

3. vorzuschreiben, daß eingeführte lebende und 
tote Tiere, tierische Erzeugnisse und Roh- 
stoffe sowie Gegenstände, die Träger von 
Ansteckungsstoff sein können, nur zu be- 
stimmten Zwecken verwendet werden dürfen 
oder einer bestimmten Behandlung zu unter- 
ziehen sind. 

In der Rechtsverordnung kann die Beibringung 
von Ursprungs- und Gesundheitszeugniissen, die 
amtstierärztliche Untersuchung und die amtliche 
Beobachtung vorgeschrieben sowie die Zustän- 
digkeit und das Verfahren einschließlich der 
Untersuchung geregelt werden. 

Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundes- 
miniister für Enährung, Landwirtschaft und For- 
sten, Rechtsverordnungen nach Absatz 1 ohne 
Zustimmung des Bundesrates erlassen; sie tre- 


ten [Spätestens sechs Monate nach ihrem Inkraft- 
treten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur 
mit Zustimmung des Bundesrates verlängert 
werden. 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zur Erleichterung des 
kleinen Grenzverkehrs einschließlich des Grenz- 
weide Verkehrs Ausnahmen von den Vorschrif- 
ten der auf Grund des Absatzes 1 erlassenen 
Rechtsverordnungen zuzulassen, soweit diese 
Rechts Verordnungen Ausnahmen nicht aus- 
drücklich ausschliießen und eine Einschleppung 
von übertragbaren Seuchen der Haustiere nicht 
zu befürchten ist. Sie können diese Ermächti- 
gung durch Rechtsverordnung auf oberste Lan- 
desbehörden übertragen." 

3. Hinter § 7 werden folgende §§ 7 a bis 7 c einge- 
fügt: 

„§ 7a 

Einfuhr im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Verbringen aus fremden Wirtschaftsgebieten in 
das Wirtschaftsgebiet (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 
1961 — Bundesgesetzbl. I S. 481 • — , zuletzt ge- 
ändert durch das Durchführungsgesetz EWG 
Milch und Milcherzeugnisse vom 28. Oktober 
1964 — Bundesgesetzbl. I S. 821 — ). Als Einfuhr 
gilt nicht das zollamtlich zulässige Verbringen 
von der Grenze bis zur Grenzzollstelle zum 
Zwecke der Gestellung, ausgenommen das Ver- 
bringen in Zollfreigebiete. 

Durchfuhr im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Beförderung unter zollamtlicher Überwachung 
ohne Umladung und Zwischenlagerung aus 
fremden Wirtschaftsgebieten durch das Wirt- 
schaftsgebiet. 

§ 7ib 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten gibt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen im Bundes- 
anzeiger die Zollstellen bekannt, bei denen 
lebende und tote Tiere, tierische Erzeugnisse 
und Rohstoffe sowie Gegenstände, die Träger 
von Ansteckungsstoff sein können, zur Einfuhr 
oder Durchfuhr abgefertigt werden, wenn die 
Einfuhr oder die Durchfuhr durch Rechtsverord- 
nung nach § 7 Abs. 1 oder 2 geregelt ist. 

§ 7c 

Besteht wegen des Auftretens einer übertrag- 
baren Seuche der Haustiere im angrenzenden 
Ausland die Gefahr, daß Ansteckungsstoff ein- 
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geschleppt wird, so kann zur Verhütung der | 
Weiterverbreitung des Ansteckungsstoffes im 
Zollgrenzbezirk 

1. die Benutzung, Verwertung oder der 
Transport von lebenden und toten Tieren, 
von tierischen Erzeugnissen und Rohstof- 
fen sowie von Gegenständen, die Träger 
von Ansteckungsstoff sein können, verbo- 
ten, von einer Genehmigung abhängig ge- 
macht oder beschränkt und 

2. die Untersuchung und Erfassung des vor- 
handenen Viehbestandes sowie eine regel- 
mäßige Kontrolle über den Ab- und Zu- 
gang von Tieren angeordnet werden. 

Maßregeln nach Absatz 1 dürfen nur ange- 
ordnet werden, wenn und solange gegenüber 
dem angrenzenden Ausland auf Grund von § 7 
Abs. 1 oder 2 die Einfuhr geregelt ist." 

4. § 8 erhält folgende Fassung: 

.§ 8 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die Vorschriften zu erlassen, die zur 
Durchführung der Richtlinie des Rates der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 26. Juni 
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fra- 
gen beim innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit Rindern und Schweinen (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 121 vom 
29. Juli 1964 S. 1977) sowie der zur Durchfüh- 
rung dieser Richtlinie ergangenen Richtlinien 
erforderlich sind." 

5. Hinter § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: i 

»§8a I 

Die zuständige Behörde kann gegen Tiere, die | 
entgegen einem nach § 7 Abs. 1 oder 2 erlas- | 
senen Verbot oder ohne die nach einer Rechts- 
verordnung auf Grund des § 7 Abs. l oder 2 er- 
forderliche Genehmigung eingeführt worden 
sind, die Maßregeln anordnen, die bei den in 
Betracht kommenden Viehseuchen gegen der 
Ansteckung verdächtige Tiere zulässig sind." 

6. ln § 17 werden hinter Nummer 19 folgende 
Nummern 20, 21 und 22 eingefügt: 

„20. Festsetzung der Voraussetzungen, bei de- 
ren Vorliegen ein Tier oder ein Viehbe- 
stand im Sinne dieses Gesetzes als frei 
von einer Seuche anzusehen sind; 

21. amtliche Anerkennung eines Viehbestan- 
des im Sinne dieses Gesetzes als frei von 
einer Seuche; Regelung des Verfahrens der 
amtlichen Anerkennung, der mit der An- 
erkennung verbundenen Auflagen und 
Überwachung sowie der Voraussetzungen 
des Widerrufs der amtlichen Anerken- 
nung; 


22. Festsetzung der Voraussetzungen, bei de- 
ren Vorliegen ein Gebiet im Sinne dieses 
Gesetzes als seuchenfrei anzusehen ist." 


7. § 49 wird gestrichen. 

8. § 70 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. für Tiere, die entgegen den Vorschriften 
des § 6 oder einer Rechtsverordnung nach 
§ 7 Abs. 1 oder 2 eingeführt worden sind;" 

9. Hinter Abschnitt 11 wird folgender neuer Ab- 
schnitt II a eingefügt: 

UI a 

Allgemeine Auskunftspflicht 
§ 73 a 

Soweit es zur Verhütung, Ermittlung und Be- 
kämpfung übertragbarer Seuchen der Haus- 
tiere notwendig ist, kann die zuständige Be- 
hörde Auskünfte verlangen sowie geschäftliche 
Unterlagen einsehen und prüfen. 

Personen, die von der zuständigen Behörde 
beauftragt worden sind, Auskünfte zu verlan- 
gen, geschäftliche Unterlagen einzusehen und 
zu prüfen, dürfen Grundstücke, Wirtschaftsge- 
bäude, Geschäfts- und Lagerräume sowie 
Wohnräume, in denen Tiere gehalten werden, 
betreten. 

Die Eigentümer, Besitzer, Nutzungsberechtig- 
ten und deren Vertreter sowie die Betriebsinha- 
ber und deren Vertreter sind verpflichtet, 
Auskünfte zu erteilen, die geschäftlichen Unter- 
lagen vorzulegen und ihre Einsichtnahme und 
Prüfung sowie das Betreten von Grundstücken, 
Wirtschaftsgebäuden, Geschäfts- und Lager- 
räumen sowie Wohnräumen, in denen Tiere ge- 
halten werden, zu dulden. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen ver- 
weigern, deren Beantwortung ihn selbst oder 
einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil- 
prozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten aussetzen würde." 

10. § 74 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden vor dem Wort „zuwi- 
derhandelt" die Worte eingefügt „oder einer 
auf Grund des § 7 Abs. 1 oder 2 oder des 
§ 8 erlassenen Rechtsverodnung, soweit sie 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Strafvorschrift verweist,". 

b) In Nummer 3 werden die Worte „§ 7 Abs. 1" 
durch die Worte „§ 7 c Abs. 1" ersetzt. 
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c) In Nummer 5 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt. 

d) Hinter Nummer 5 wird folgende Nummer 6 | 
eingefügt: 

„6. wer vorsätzlich einer Anordnung zuwi- 
derhandelt, die von der zuständigen Be- 
hörde auf Grund des § 7 Abs. 1 in der 
vor Inkrafttreten dieser Strafvorschrift 
geltenden Fassung erlassen worden ist." 

11. Hinter § 74 wird folgender § 74 a eingefügt: 

„§ 74 a 

Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in 
seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauf- 
tragter einer mit Aufgaben auf Grund dieses 
Gesetzes betrauten Behörde bekanntgeworden 
ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die 
Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren; daneben 
kann auf Geldstrafe erkannt werden. Ebenso 
wird bestraft, wer ein fremdes Geheimnis, na- 
mentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, 
das ihm unter den Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt verwertet. ! 

Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt." 

I 

12. In § 75 Abs. 1 werden die Worte „nicht unter 
einer Woche" gestrichen. 

13. In § 76 Nr. 1 werden hinter der Zahl „3" ein 
Komma und die Zahl „6" eingefügt. 


14. In § 77 Abs. 1 werden die Worte „gegen die auf 
Grund des § 7 Abs. 1 getroffenen Anordnungen" 
durch die Worte „einer auf Grund des § 7 Abs. 
1 oder 2 erlassenen Rechtsverordnung" ersetzt. 

15. In § 78 werden die Zahl „7" und das Komma 
gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels 1 Nr. 1 am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 1 tritt sechs Monate nach der 
Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. Gleichzeitig 
treten außer Kraft 

1. das Gesetz, Maßregeln gegen die Rinder- 
pest betreffend, vom 7. April 1869 (Bun- 
desgesetzbl. S. 105), 

2. das Gesetz, betreffend Zuwiderhandlungen 
gegen die zur Abwehr der Rinderpest er- 
lassenen Vieh-Einfuhrverbote vom 21. Mai 
1878 (Reichsgesetzbl. S. 95), 

3. die revidierte Instruktion zu dem Gesetz 
vom 7. April 1869, Maßregeln gegen die 
Rinderpest betreffend, vom 9. Juni 1873 
(Reichsgesetzbl. S. 147). 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Gesetz dient der Anpassung der Vorschriften 
des Viehseuchengesetzes an die Richtlinie des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher 
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit Rindern und Schweinen (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 121 S. 1977). Zu- 
gleich ist es erforderlich, die geltenden deutschen 
tierseuchenrechtlichen Vorschriften so zu ändern, 
daß eine unterschiedliche und wirtschaftlich nicht 
vertretbare Behandlung der Tiere, die für den inner- 
deutschen Handelsverkehr bestimmt sind, und der 
Tiere, die für den Handelsverkehr innnerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bestimmt sind, 
vermieden wird. Daneben soll die bisher den Län- 
dern vorbehaltene Zuständigkeit für den Erlaß von 
Einfuhrvorschriften auf den Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten übertragen 
werden, um die Einfuhrregelung zu vereinheitlichen 
und die Seuchenabwehr wirksamer zu gestalten. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. t 

Die Bekämpfung der Rinderpest ist durch das Ge- 
setz, Maßregeln gegen die Rinderpest betreffend, 
vom 7. April 1869, das Gesetz, betreffend Zuwider- 
handlungen gegen die zur Abwehr der Rinderpest 
erlassenen Vieh-Einfuhrverbote, vom 21. Mai 1878, 
und die revidierte Instruktion zu dem Gesetz vom 
7. April 1869, Maßregeln gegen die Rinderpest be- 
treffend, vom 9. Juni 1873, geregelt. Diese besonde- 
ren Vorschriften sind inzwischen fachlich überholt. 
Da die Rinderpest nach den bisher gesammelten 
Erfahrungen mit den im Viehseuchengesetz vorge- 
sehenen Maßregeln wirksam bekämpft werden kann, 
ist es angebracht, die Sonderbestimmungen zur Be- 
kämpfung der Rinderpest aufzuheben. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

§ 7 ermächtigt den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Vorschriften zum Schutz 
gegen die Gefahr der Einschleppung von auf Haus- 
tiere übertragbaren Seuchen zu erlassen. Die Er- 
mächtigung nach Absatz 1 ermöglicht, die für die 
Seuchenbekämpfung je nach den Umständen erfor- 
derlichen Maßregeln anzuordnen. Die Ermächtigung 
zur Regelung der Zuständigkeit und des Verfahrens 
ist insbesondere erforderlich, um die Durchführung 
der in § 8 angeführten Richtlinien zu erleichtern. 

Nach den Erfahrungen der Praxis müssen Bekämp- 
fungsmaßregeln in bestimmten Fällen sofort ange- 


ordnet werden. Zur Vermeidung nicht vertretbarer 
Verzögerungen in der Seuchenbekämpfung muß der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten in diesen Fällen ermächtigt werden, Rechts- 
verordnungen auch ohne Zustimmung des Bundes- 
rates zu erlassen. 

Der kleine Grenzverkehr erfordert aus praktischen 
Erwägungen Erleichterungen von den viehseuchen- 
polizeilichen Beschränkungen, soweit diese mit den 
Erfordernissen der Seuchenabwehr vereinbar sind. 
Diese Ausnahmeregelungen sollen den mit den ört- 
lichen Verhältnissen besser vertrauten Länderbe- 
hörden überlassen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

§ 7 a legt den von den Begriffsbestimmungen des 
Außenwirtschaftsgesetzes abweichenden Begriff der 
Einfuhr und Durchfuhr fest. 

Sofern eine Einfuhr von lebenden und toten Tieren, 
tierischen Erzeugnissen und Rohstoffen sowie von 
Gegenständen, die Träger von Ansteckungsstoff 
sein können, von einer Genehmigung abhängig ge- 
macht ist, muß amtlich geprüft werden, ob die Ein- 
fuhrvoraussetzungen gegeben sind. Durch die in 
§ 7 b vorgesehene Bekanntgabe von Zollstellen, bei 
denen eine ordnungsgemäße Abfertigung stattfin- 
den kann, sollen die Importeure davon unterrichtet 
werden, über welche Zollstellen die Einfuhren er- 
folgen können. 

§ 7 c entspricht im wesentlichen dem bisherigen § 7 
Abs. 2. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Für den Erlaß der zur Durchführung der Richtlinie 
des Rates vom 26. Juni 1964 erforderlichen Vor- 
schriften reichen die Ermächtigungen im Vieh- 
seuchengesetz nicht aus. Es ist daher erforderlich, 
ergänzend eine besondere Ermächtigung zu schaffen. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Bei Tieren, die entgegen einem Einfuhrverbot, das 
zur Abwehr der Einschleppung von Tierseuchen- 
erregern erlassen worden ist, eingeführt worden 
sind, besteht besonderer Anlaß zu der Annahme,, 
daß sie Erreger der jeweils in ihrem Herkunftsland 
herrschenden Tierseuchen aufgenommen haben. 
Diese Tiere stehen daher hinsichtlich der Gefahr, die 
sie für den inländischen Tierbestand bilden, den der 
Ansteckung verdächtigen Tieren {§ 1 Abs. 1 des 
Viehseuchengesetzes) gleich. Aus diesen Gründen 
müssen sie wie der Ansteckung verdächtige Tiere 
behandelt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Durch die vorgesehene Ermächtigung soll die Mög- 
lichkeit geschaffen werden, Begriffsbestimmungen, 
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die nach der Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 
für den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
Rindern und Schweinen maßgebend sind, auch für 
den innerdeutsclien Vic'h verkehr einzuführen. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Nach § 49 des Viehseuchengesetzes kann die Tötung 
der scuchenkranken und verdächtigen Tiere ange- 
ordnet werden, wenn die Maul- und Klauenseuche 
in einer sonst seuchenfreien Gegend nur vereinzelt 
herrscht, sofern anzunehmen ist, daß die Seuche 
dadurch getilgt werden kann. Die Erfahrungen bei 
der Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche haben 
gezeigt, daß im Interesse einer wirksamen Seuchen- 
bekämpfung die Tötung von seuchenkranken und 
verdächtigen Tieren ohne die Einschränkung dieser 
Vorschrift im Rahmen der weitergehenden Vor- 
schrift des § 24 erforderlich ist. Es ist jedoch um- 
stritten, ob durch die Änderung des § 24 durch die 
Verordnung vom 2. April 1940 (RGBL I S. 606) die 
Beschränkung der Tötungsbefugnis in § 49 entfallen 
ist. Im Interesse der Rechtsklarheit und der wirk- 
samen Seuchenbekämpfung ist es notwendig, § 49 zu 
streichen. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Nach § 70 Nr. 2 werden für Tiere, die der Vorschrift 
des § 6 Abs. 1 zuwider in das Bundesgebiet einge- 
führt worden sind, keine Entschädigungen gewährt. 
Die gleiche Anordnung ist auch für Tiere zu treffen, 
die entgegen den Vorschriften einer Rechtsverord- 
nung nach § 7 Abs. 1 oder 2 eingeführt worden sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Im Rahmen der Seuchenermittlung und -bekäinpfung 
sind die zuständigen Behörden auf Auskünfte, ins- 
besondere der Tierbesitzer sowie der am Handel 
mit lebenden und toten Tieren, tierischen Erzeug- 
nissen und Rohstoffen und von Gegenständen, die 
Träger von Ansteckungsstoff sein können, beteilig- 
ten Personen angewiesen. Dabei wird es gegebenen- 
falls auch erforderlich sein, Geschäftsunterlagen ein- 
zusehen sowie Grundstücke, Gebäude und Räume 
einschließlich der Wohnräume zu betreten. Aus die- 
sem Grunde sieht diese Vorschrift eine allgemeine 
Auskunftspflicht vor, die sich auf alle zur Durch- 
führung des Viehseuchengesetzes erforderlichen 
Auskünfte bezieht. Die Einholung von Auskünften 
ist oft ohne zugleich auch die Wohnung des Aus- 
kunftspflichtigen zu betreten nicht möglich. Insoweit 
ist es notwendig, das Grundrecht der Unverletzlich - 
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
einzuschränken. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

zu Buchstabe a 

Die auf Grund der neugeschaffenen Ermächtigungen 
in § 7 Abs. 1 und 2 und § 8 erlassenen Vorschriften 
müssen ebenso wie bisher die von den Ländern er- 
lassenen Einfuhrvorschriften strafbewehrt sein. 


zu Buchstabe b 

Diese Vorschrift dient dem Strafschutz der von den 
zuständigen Behörden nach § 7 c getroffenen Anord- 
nungen. 

zu Buchstabe c und Buchstabe d 

Die neu eingefügte Nummer 6 gewährt den erfor- 
derlichen Strafschutz für die von den Ländern bisher 
nach § 7 Abs. 1 alter Fassung getroffenen Anord- 
nungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 

Die Angehörigen oder Beauftragten der Über- 
wachungsbehörden können bei ihrer Tätigkeit, ins- 
besondere in Ausübung der Befugnisse nach § 73 a, 
Kenntnis von fremden Geheimnissen erhalten. Es 
wird sich hierbei in der Regel um Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse handeln, es können aber auch 
Geheimnisse aus dem persönlichen Lebensbereich in 
Betracht kommen. Es muß daher sichergestellt wer- 
den, daß solche Geheimnisse nicht an Personen wei- 
tergegeben werden, die nicht von Amts wegen hier- 
von Kenntnis erlangen müssen. Daher verbietet 
§ 74 a Abs. 1 nach dem Muster zahlreicher anderer 
Gesetze den Angehörigen oder Beauftragten einer 
mit der Ausführung des Viehseuchengesetzes be- 
trauten Behörde jede unbefugte Offenbarung oder 
Verwertung von fremden Geheimnissen, von denen 
sie auf Grund ihrer amtlichen Tätigkeit Kenntnis 
erlangt haben. 

Da § 74 a lediglich Interessen des Verletzten schützt, 
sieht Absatz 3 vor, daß eine Tat nach Absatz 1 
oder 2 nur auf Antrag verfolgt wird. Das Antrags- 
erfordernis soll auch verhüten, daß gegen den Wil- 
len des Verletzten Tatsachen, die ihn schädigen kön- 
nen, in einem Strafverfahren erörtert werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 bis 15 

Diese Bestimmungen enthalten die durch die Ände- 
rung des Gesetzes notwendigen Anpassungen von 
Strafvorschriften, 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Durch die Änderung des § 1 Abs. 1 des geltenden 
Gesetzes wird nunmehr die Bekämpfung der Rinder- 
pest nach den Vorschriften des Viehseuchengesetzes 
ermöglicht. Es bedarf jedoch einer gewissen über- 
gangsfrist bis zum Erlaß der erforderlichen Bekämp- 
fungsvorschriften. Als übergangsfrist wird ein Zeit- 
raum von sechs Monaten für erforderlich gehalten, 
daher können die geltenden Vorschriften über die 
Bekämpfung der Rinderpest auch erst nach Ablauf 
der Ubergangsfrist außer Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Präambel 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:'' 

Begründung 

Die in Artikel 1 des Entwurfs vorgesehene Neu- 
fassung des § 7 enthält Ermächtigungen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen. Diese Rechtsver- 
ordnungen können nach dem Wortlaut der Er- 
mächtigung auch Regelungen über die Behör- 
denzuständigkeit und das Verwaltungsverfahren 
der Länder enthalten. Deshalb bedarf das vor- 
liegende Gesetz der Zustimmung des Bundes- 
rates gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG (vergleiche 
hierzu auch BR- Drucksache 773/51 - — Beschluß — 
zum Entwurf eines Gesetzes über den Erlaß von 
Rechtsverordnungen auf dem Gebiet der Neu- 
ordnung des Geldwesens (BGBl. 1951 I S. 127), 
außerdem Sitzungsbericht über die 117, Sitzung 
des Bundesrates am 18. Dezember 1953 — 
Punkt 22 TO — Gesetz über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Internatio- 
nalen Schiffssicherheitsvertrag London 1948 
— BR-Drucksache 520/53 — (BGBl. 1953 II S. 603). 

2. Artikel 1 Nr. 2 
a) § 7 Abs. 1 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zum Schutze gegen die Gefahr 
der Einschleppung von Seuchen, die auf 
Haustiere übertragbar sind, 

1. die Einfuhr oder Durchfuhr von 
lebenden und toten Tieren, Teilen 
von Tieren, tierischen Erzeugnis- 
sen, tierischen Rohstoffen sowie 
sonstigen Gegenständen, die Trä- 
ger von Ansteckungsstoff sein 
können, 

a) zu verbieten, zu beschränken 
oder von einer Genehmigung 
abhängig zu machen und 

b) mit bestimmten veterinärpoli- 
zeilichen Bedingungen oder 
Auflagen zu verbinden, insbe- 
sondere die Beibringung von 
Ursprungs- und Gesundheits- 
zeugnissen, die amtstierärzt- 
liche Untersuchung und die 
amtliche Beobachtung vorzu- 
schreiben; 


2. zu bestimmen, daß eingeführte 
lebende und tote Tiere, Teile von 
Tieren, tierische Erzeugnisse, tie- 
rische Rohstoffe sowie sonstige 
Gegenstände, die Träger von An- 
steckungsstoff sein können, nur 
zu bestimmten Zwecken verwen- 
det werden dürfen oder einer be- 
stimmten Behandlung zu unter- 
ziehen sind; 

3. die Zuständigkeiten und das Ver- 
fahren einschließlich der Unter- 
suchung zu regeln." 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage ist zu 
eng, weil 

a) die Beschränkung der Einfuhr hier ■ — im 
Gegensatz zu § 7 c Nr. 1 — nicht erwähnt 
ist und 

b) nur Seuchen der Haustiere erfaßt wer- 
den, nicht aber auch Seuchen anderer 
Tiere, die auf Haustiere übertragbar sind, 
z. B. die Brucellose der Hasen. 

Zur Klarstellung sollten in Nr. 1 und 2 auch 
die Teile von Tieren ausdrücklich erwähnt 
werden. Die Beibringung von Ursprungs- und 
Gesundheitszeugnissen, die amtstierärztliche 
Untersuchung und die amtliche Beobachtung 
sollten unter Nr. 1 Buchstabe b erwähnt 
werden, weil sie nur hier in Betracht kom- 
men. 

b) § 7 Abs. 3 

Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Landesregierungen werden er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zur Er- 
leichterung des kleinen Grenzverkehrs ein- 
schließlich des Grenzweideverkehrs von den 
Vorschriften der nach Absatz 1 erlassenen 
Rechtsverordnungen abweichende Regelun- 
gen zu treffen, soweit dies durch die Rechts- 
verordnungen nach Absatz 1 nicht ausdrück- 
lich ausgeschlossen und eine Einschleppung 
von Seuchen, die auf Haustiere übertragbar 
sind, nicht zu befürchten ist. Die Landes- 
regierungen können diese Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf andere Stellen 
übertragen." 

Begründung 

Die Neufassung des Satzes 1 trägt den Be- 
dürfnissen der Praxis Rechnung, weil nicht 
Ausnahmen von den einzelnen Verordnun- 
gen, sondern abweichende Dauerregelungen 
notwendig sein können. Im übrigen sind die 
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Ausnahmen im Sinne von Absatz 3 häufig 
nur von örtlicher Bedeutung; es ist daher 
erforderlich, eine Subdelegation nicht nur 
auf oberste Landesbehörden, sondern auch 
auf diesen nachgeordnete Behörden (z. B. 
Regierungspräsidenten) vorzusehen. Dies 
kann im Hinblick auf Artikel 80 Abs. 1 
Satz 4 GG nur durch Rechtsverordnung ge- 
schehen. 

3. Artikel 1 Nr. 3 

a) § 7 a Abs. 1 und 2 

Nach den Worten „im Sinne" sind jeweils 
die Worte „des Abschnittes I" einzufügen. 

b) § 7 a Abs. 1 

Der letzte Satz ist zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Da in den Durchführungsvorschriften zum 
Viehseuchengesetz der Begriff „Einfuhr" 
auch für den inländischen Verkehr, z. B. 
heim Verbringen in einen Sperrbezirk, ver- 
wendet wird, erscheint es notwendig, die 
Definition der Einfuhr und Durchfuhr auf den 
Abschnitt I „Abwehr der Einschleppung aus 
dem Ausland" zu beschränken. 

Absatz 1 Satz 2, der das Verbringen von der 
Grenze bis zur Grenzzollstelle von den Ein- 
fuhrbeschränkungen ausnimmt, sollte ent- 
fallen, weil eine solche Regelung eine er- 
hebliche Gefahr der Seucheneinschleppung 
für die Grenzgebiete zur Folge hätte. Bei 
jedem Verbringen über die Grenze entgegen 
einem Verbot nach den §§ 6 und 7 muß es 
möglich sein, alle hei einer verbotenen Ein- 
fuhr zulässigen Maßnahmen zu ergreifen. 

c) §7b 

In § 7 b sind die Worte „tote Tiere, tierische 
Erzeugnisse und Rohstoffe sowie Gegen- 
stände," durch die Worte „tote Tiere, Teile 
von Tieren, tierische Erzeugnisse, tierische 
Rohstoffe sowie sonstige Gegenstände," zu 
ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an die Änderung des § 7 Abs. 1. 

d) §7c 

§ 7 c ist wie folgt zu fassen: 

„§ 7 c 

Besteht wegen des Auftretens einer über- 
tragbaren Seuche der Haustiere im an- 
grenzenden Ausland die Gefahr, daß An- 
steckungsstoff eingeschleppt wird, so können 
die Landesregierungen zur Verhütung der 
Weiterverbreitung des Ansteckungsstoffes 
im Zollgrenzbezirk durch Rechtsverordnung 

1. die Benutzung, Verwertung oder den 
Transport von lebenden und toten Tie- 


ren, Teilen von Tieren, tierischen Er- 
zeugnissen, tierischen Rohstoffen sowie 
sonstigen Gegenständen, die Träger 
von Ansteckungsstoff sein können, 
verbieten, beschränken oder von einer 
Genehmigung abhängig machen und 

2. die Untersuchung und Erfassung des 
vorhandenen Viehbestandes sowie 
eine regelmäßige Kontrolle über den 
Ab- und Zugang von Tieren anordnen. 

Maßregeln nach Absatz 1 dürfen nur ange- 
ordnet werden, wenn und solange gegen- 
. über dem angrenzenden Ausland auf Grund 
von § 7 Abs. 1 oder 2 die Einfuhr geregelt 
ist. 

Die Landesregierungen können ihre Befug- 
nisse nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung 
auf andere Stellen übertragen." 

Begründung 

Die in § 7 c vorgesehenen Maßnahmen kön- 
nen nur durch Rechtsverordnungen angeord- 
net werden. Es müssen daher die Stellen 
bezeichnet werden, die diese Rechtsverord- 
nungen erlassen können (Artikel 80 Abs. 1 
GG). Da diese Maßnahmen nur für bestimmte 
Grenzbezirke in Betracht kommen, sollten 
die Landesregierungen mit der Möglichkeit 
zur Subdelegation ermächtigt werden, diese 
Rechtsverordnungen zu erlassen. 

Dies kann im Hinblick auf Artikel 80 Abs. 1 
Satz 4 GG nur durch Rechtsverordnung ge- 
schehen. 

Im übrigen Anpassung an die Änderung des 
§ 7 Abs. 1. 

4. Artikel 1 Nr. 5 

Nummer 5 (§ 8 a) ist zu streichen. 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zur Änderung des 
§ 18. 

5. Artikel 1 Nr. 6 

Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

,6. Hinter § 17 a wird folgender § 17 b einge- 
fügt: 

„§ 17 b 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zu Stimmung des 
Bundesrates zum Schutze gegen die ständige 
Gefährdung der Viehbestände durch Vieh- 
seuchen 

1. die Voraussetzungen zu bestimmen, 
unter denen ein Tier oder ein Vieh- 
bestand als frei von einer Seuche an- 
zusehen sind; 

2. die amtliche Anerkennung eines Vieh- 
bestandes als frei von einer Seuche, das 
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Verfahren der amtlichen Anerkennung, 
die mit der Anerkennung verbundenen 
Auflagen und die Überwachung sowie 
die Voraussetzungen des Widerrufs 
der amtlichen Anerkennung zu regeln; 

v3. die Voraussetzungen zu bestimmen, 
unter denen ein Gebiet als seuchenfrei 
anzusehen ist." ' 

Begründung 

Bei den in Artikel 1 Nr. 6 vorgesehenen Rege- 
lungen handelt es sich um Vorschriften, die vor 
allem auch mit Rücksicht auf die EWG-Vor- 
schriften nur bundeseinheitlich erlassen werden 
können. Es sollte deshalb nur dem Bundes- 
minister eine Ermächtigung zum Erlaß dieser 
Vorschriften gegeben werden. 

6. Artikel 1 (nach Nr. 6) 

Nach Nummer 6 ist folgende neue Nummer 6 a 
einzufügen: 

,6 a. Dem § 18 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Diese Maßregeln können im Einzelfall 
auch angeordnet werden, wenn bei der 
Einfuhr oder Durchfuhr von Tieren gegen 
eine nach § 7 Abs. 1 oder 2 erlassene Vor- 
schrift verstoßen worden ist." ' 

Begründung 

Die Vorschrift soll an die Stelle des in Artikel 1 
Nr. 5 vorgesehenen § 8 a treten. § 8 a der Regie- 
rungsvorlage läßt nicht ausreichend erkennen, 
welche Maßregeln angeordnet werden können, 
weil unklar ist, welche Viehseuchen mit „den 
in Betracht kommenden Viehseuchen" gemeint 
sind. Auch ein Ansteckungsverdacht im Sinne 
des § 1 Abs. 4 kann sich jeweils nur auf eine 
bestimmte Seuche beziehen. Dagegen sind die 
im § 18 aufgeführten Maßregeln in den §§ 19 
bis 30 ausreichend konkretisiert. Diese Maß- 
regeln sollten bei widerrechtlich eingeführten 
Tieren allgemein angewandt werden können, 
weil bei derartigen Tieren immer damit gerech- 
net werden muß, daß sie seuchenkrank oder 
verdächtig sind, ohne daß jedoch im Einzelfall 
ein entsprechender Nachweis geführt werden 
kann. Im übrigen wird auf die Begründung der 
Regierungsvorlage zu Artikel 1 Nr. 5 Bezug ge- 
nommen. 

7. Artikel 1 Nr. 8 

Nummer 8 ist wie folgt zu fassen: 

,8. In § 70 wird hinter Nummer 2 folgende 
Nr. 2 a eingefügt: 

„2 a. für Tiere, die entgegen den Vor- 
schriften einer Rechtsverordnung nach 
§ 7 Abs. 1 oder 2 eingeführt worden 
sind;" '. 

Begründung 

Es empfiehlt sich, den neuen Tatbestand eines 
Verstoßes gegen eine Rechtsverordnung nach 


§ 7 Abs. 1 oder 2 in eine besondere Nummer des 
§ 70 aufzunehmen, um ihn von dem vorkonsti- 
tutionellen Recht in Nr. 2 des § 70 sichtbar zu 
trennen. 

8. Artikel 1 Nr. 10 

a) Buchstabe a (§ 74 Abs. 1 Nr. 1) 

Nach den Worten „auf Grund des § 7 Abs. 1 
oder 2" sind die Worte „ , § 7 c Abs. 1" ein- 
zufügen; 

b) Buchstabe b (§ 74 Abs. 1 Nr. 3) 

ist wie folgt zu fassen: 

,b) In Nummer 3 werden die Worte „§ 7 
Abs. 1" gestrichen.' 

Begründung zu a) und b) 

Notwendige Folge aus der vorgeschlagenen 
Neufassung des § 7 c. 

9. Artikel 1 Nr. 16 

In Artikel 1 ist folgende Nummer 16 anzufügen: 
,16. § 80 erhält folgende Fassung: 

.§ 80 

Die Anfechtung einer Anordnung 

1. der Einsperrung und Absonderung er- 
krankter oder verdächtiger Tiere (§ 11 
Abs. 1 und 2 und § 19 Abs. 1), 

2. von Maßnahmen diagnostischer Art 
bei Tieren {§ 11 Abs. 1, §§ 12, 23 und 
29), 

3. der Tötung von Tieren {§§ 24, 25, 39, 
42, 44, 51 und 61), 

4. der unschädlichen Beseitigung im 
Sinne der §§ 26, 34, 45 und 61 

hat keine aufschiebende Wirkung." ' 
Begründung 

Ebenso wie § 35 Abs. 2 des Bundesseuchen- 
gesetzes für bestimmte eilbedürftige Maßnah- 
men auf dem Gebiete der Seuchenbekämpfung 
beim Menschen die aufschiebende Wirkung der 
Anfechtung eines Verwaltungsaktes ausge- 
schlossen hat, kann auch auf dem Gebiete der 
Tierseuchenbekämpfung auf eine solche Aus- 
schließung der aufschiebenden Wirkung bei be- 
stimmten eilbedürftigen Maßnahmen nicht ver- 
zichtet werden, weil andernfalls eine wirksame 
Bekämpfung der Viehseuchen nicht mehr ge- 
währleistet wäre. Hierauf kann aber sowohl aus 
volkswirtschaftlichen Gründen im Interesse der 
Landwirtschaft, als auch — bei auf Menschen 
übertragbaren Seuchen — im Interesse der 
Volksgesundheit nicht verzichtet werden. Die 
aufschiebende Wirkung muß deshalb ausge- 
schlossen werden bei Maßnahmen, die eine Ab- 
sonderung erkrankter oder verdächtiger Tiere 
zum Gegenstand haben, bei allen Untersuchun- 
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gen von Tieren, die der Ermittlung der Seuchen 
dienen und in die Rechtssphäre des Betroffenen 
nur geringfügig eingreifen, bei der Tötung von 
Tieren, die ohnehin nur bei gefährlichen Seu- 
chen angeordnet wird, sowie bei der unschäd- 
lichen Beseitigung, weil gerade von gefallenen 
Tieren besondere Gefahren ausgehen. 


10. Artikel 2 

Satz 2 ist wie folgt zu fassen; 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund des Vieh- 
seuchengesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes.“ 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 


1 1 . Artikel 3 

In Absatz 2 ist Satz 1 wie folgt zu fassen; 
„Artikel 1 Nr. 1 tritt am 1. Juli 1966 in Kraft.“ 

Begründung 

Der Erlaß der Vorschriften über Rinderpest, die 
an die Stelle der bisherigen Vorschriften treten, 
sollte nicht unter Zeitdruck vorgenommen wer- 
den. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Den Änderungsvorschlägen zu 2. bis 8., 10. und 11. 
wird zugestimmt. 

Zu den übrigen Vorschlägen wird folgendes bemerkt: 

Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

§ 7 enthält keine Regelung eines Verwaltungsver- 
fahrens im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 GG, sondern 
lediglich eine Ermächtigung zur Regelung des Ver- 
waltungsverfahrens durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß derartige Ermächtigungsvor- 
sdiriften die Zustimmungsbedürftigkeit eines Geset- 
zes nicht begründen. 


Zu 9. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß für 
diese Vorschrift kein praktisches Bedürfnis besteht. 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO sieht vor, daß die aufschie- 
bende Wirkung der Anfechtung von Verwaltungs- 
akten in den Fällen entfällt, in denen die sofortige 
Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im über- 
wiegenden Interesse eines Beteiligten von der Be- 
hörde, die den Verwaltungsakt erlassen oder über 
den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders an- 
geordnet wird. Eine solche Anordnung bedarf nach 
Artikel 80 Abs. 3 VwGO grundsätzlich der schrift- 
lichen Begründung; bei Gefahr im Verzüge kann die 
Begründung entfallen. Nach diesen Vorschriften ist 
auch auf dem Gebiete der Tierseuchenbekämpfung 
ein rasches und wirksames Eingreifen der Veterinär- 
behörden möglidi. Es kann in allen Fällen, in denen 
zur Bekämpfung einer Seuchengefahr die sofortige 
Vollziehung einer viehseuchenpolizeilichen Maß- 
nahme geboten ist, den zuständigen Behörden zuge- 
mutet werden, sie besonders anzuordnen und hierzu 
die vorgesdiriebene Begründung zu geben, soweit 
diese nicht nach Artikel 80 Abs. 3 Satz 2 VwGO ent- 
fallen kann. 
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